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Text 

Zustellrechtliche Begleitmaßnahmen zu COVID-19 

§ 26a. Zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 gelten für die Zustellung mit 
Zustellnachweis der von Gerichten bzw. von Verwaltungsbehörden zu übermittelnden Dokumente sowie 
die durch die Gerichte bzw. die Verwaltungsbehörden vorzunehmende Zustellung von Dokumenten 
ausländischer Behörden (§ 1) folgende Erleichterungen: 

 1. Das Dokument wird dem Empfänger zugestellt, indem es in die für die Abgabestelle bestimmte 
Abgabeeinrichtung (§ 17 Abs. 2) eingelegt oder an der Abgabestelle zurückgelassen wird; die 
Zustellung gilt in diesem Zeitpunkt als bewirkt. Soweit dies ohne Gefährdung der Gesundheit des 
Zustellers möglich ist, ist der Empfänger durch schriftliche, mündliche oder telefonische 
Mitteilung an ihn selbst oder an Personen, von denen angenommen werden kann, dass sie mit 
dem Empfänger in Verbindung treten können, von der Zustellung zu verständigen. Die 
Zustellung wird nicht bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfänger wegen Abwesenheit von der 
Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die 
Zustellung mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam. 

 2. Ist das Dokument anderen Personen als dem Empfänger zuzustellen oder kann es diesen 
zugestellt werden (§ 13 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 bis 4 und §§ 14 bis 16), ist Z 1 sinngemäß 
anzuwenden. 

 3. Die Zustellung, die Form der Verständigung von der Zustellung sowie gegebenenfalls die 
Gründe, aus denen eine Verständigung nicht möglich war, sind vom Zusteller auf dem 
Zustellnachweis (Zustellschein, Rückschein) zu beurkunden. Der Zustellnachweis ist dem 
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Absender unverzüglich zu übersenden; § 22 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. § 22 Abs. 4 ist mit 
folgenden Maßgaben anzuwenden: 

 a) Die elektronische Beurkundung hat anstatt durch den Übernehmer durch den Zusteller zu 
erfolgen. 

 b) Die Beurkundung der Form der Verständigung von der Zustellung sowie gegebenenfalls der 
Gründe, aus denen eine Verständigung nicht möglich war, kann, wenn sie aus technischen 
Gründen nicht auf dem Zustellnachweis elektronisch erfolgen kann, auch auf andere 
elektronische Weise erfolgen; auch diese Daten sind dem Absender unverzüglich zu 
übermitteln. 
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